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Einleitung

Ausgangslage

Stärker denn je ist der Einfluss europäischen Rechts auf die mitgliedstaat-
lichen Rechtsordnungen, auch derjenige auf das Handeln mitgliedstaatli-
cher Verwaltungen. Die mitgliedstaatlichen Verwaltungen bilden unterein-
ander und mit der EU-Verwaltung ein engmaschiges Netz mit eigenen Dy-
namiken, Verbindungen und Wechselwirkungen. Der sogenannte Europä-
ischen Verwaltungsverbund verkörpert diese Verflechtungen nicht nur auf
(verwaltungs)rechtlicher, sondern auch auf politischer, gesellschaftlicher
und kultureller Ebene durch immer engere Verbindungen zwischen unter-
schiedlichen mitgliedstaatlichen Akteuren und EU-Akteuren.

Gleichzeitig werden aktuell auf politischer Ebene immer größere Zwei-
fel an der europäischen Idee laut, die sich in einem bedenklichen Anstieg
nationalistischer Strömungen äußern. Zugrunde liegt dieser Europaskepsis
– neben den bestehenden Demokratie- und Transparenzdefiziten – die
Schwierigkeit, EU-Politiken in einem solch komplexen und von vielen
Differenzen geprägten System durchzusetzen. Ein verbesserter Vollzug
durch die europäische Verwaltung kann zu einem europarechtsfreundli-
chen Geist beitragen.

„Informationen sind zentral für die Erfüllung von Verwaltungsaufga-
ben“.1 Ohne Informationen ist eine Sachverhaltsaufklärung durch die Ver-
waltung nicht möglich. Eine ordnungsgemäße Sachverhaltsaufklärung ist
Grundlage einer jeden Verwaltungsmaßnahme. Verwaltungen sind daher
auf Informationen angewiesen. Dies gilt besonders für das Europäische
Verwaltungsrecht. Das Zusammenwachsen des Verwaltungsraums führt zu
einem verstärkten Informationsbedarf auch der Informationen, die außer-
halb des eigenen Verwaltungsraums verfügbar sind. Der „Informationsaus-
tausch zwischen den jeweiligen Entscheidungsträgern [ist] unabdingbar“.2
Im Europäischen Verwaltungsverbund stellt der Austausch von Informa-
tionen einen bedeutenden Teil der administrativen Aufgaben der mitglied-

§ 1

A.

1 Bryde, in: Vitzthum (Hrsg.), Die Bedeutung mitgliedstaatlichen Verfassungsrechts
in der Gegenwart, S. 181, 202.

2 Augsberg, Informationsverwaltungsrecht, S. 24-25.
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staatlichen und EU-Behörden dar. Der Verwaltungsverbund ist „nunmehr
so sehr durch seinen Informationsbezug charakterisiert, dass dieser den
klassischen Verwaltungsaufgaben mindestens gleich-, wenn nicht sogar
vorangestellt werden kann.“3

Ein Großteil des Austauschs von Informationen im Europäischen Ver-
waltungsverbund findet über strukturierte Formen des Informationsaus-
tauschs statt, die auch als europäische Informationssysteme bezeichnet
werden.4 Informationssysteme werden zahlreicher5 und gewinnen für die
Verwaltungs- und Verwaltungsrechtspraxis stetig an Bedeutung.

Es ist deswegen umso erstaunlicher, wie wenig Aufmerksamkeit den
übergreifenden Vorgaben und rechtlichen Strukturen zum Informations-
austausch zwischen den europäischen Verwaltungen über Informationssys-
teme zukommt. Zwar sind Publikationen, die sich mit der Zusammenarbeit
der mitgliedstaatlichen Verwaltungen und EU-Behörden und mit dem Ver-
waltungsverbund beschäftigen, in den letzten Jahren immer zahlreicher
geworden, doch mangelt es an Untersuchungen, die sich explizit mit den
Strukturen der informationellen Zusammenarbeit der Behörden beschäfti-
gen.6 Heußner hat in ihrer grundlegenden Arbeit strukturierte Mechanis-
men des Informationsaustauschs erstmals umfassend untersucht.7 Darüber
hinaus gibt es einzelne Untersuchungen, die sich einem speziellen Infor-
mationssystem widmen.8 Verbindende Elemente und gemeinsame rechtli-
che Strukturen der Informationssysteme waren bisher jedoch kaum Ge-
genstand von Untersuchungen.9 Das liegt auch daran, dass es (bisher) an
einem Rahmenwerk für Informationssysteme mangelt10 und der Weg zu

3 Augsberg, Informationsverwaltungsrecht, S. 26.
4 Der Begriff Informationssystem bezieht sich im Folgenden immer auf europäische

Informationssysteme und nicht auf rein nationale Informationssysteme, s. für den
Begriff des Informationssystems insbesondere § 3 C.

5 Schneider, NVwZ 2012, 65.
6 Dies ebenso kritisierend Eifert, in: Schneider/Rennert/Marsch (Hrsg.), Tagungs-

band ReNEUAL, S. 214, 214-215.
7 Heußner, Informationssysteme.
8 Schindehütte, Schengener Informationssystem.
9 Eine Ausnahme bildet hier das erwähnte grundlegende Werk von Heußner, Infor-

mationssysteme.
10 Insofern besonders erwähnenswert, Schneider/Hofmann/Ziller u.a., ReNEUAL-

Musterentwurf, die mit dem Buch VI dem behördlichen Informationsmanagement
ein ganzes Buch widmen und damit ein Referenzwerk für die Analyse von Infor-
mationssystemen schaffen; s. zu dem Musterentwurf im Detail § 17.

§ 1 Einleitung
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